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Kläger und Revisionebeklagten„

hat der 3„ öenat.des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 28; August 1961‚ an der

mitgewirkt haben

Senatepräsident ProfoDro B o g s
' als Vorsitzender‚

Bundesrichtér Dr„ S c h r a f t und
Bundesrichter Dr„ L a n g'k e i t

als weitere Berufsrichter9

Buhdessozialriehter S c h l e g e l und

Bundessdzialrichter Dr„ F e t z e r
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Urteile des Landessozialgerichts Nordrhein—

Westfalen vom 140 März 1957 und des Sozialgerichts

Detmold vom 15. Juli 1954 werden aufgehoben„ Die

Klage wird abgewiesen°

Die Beteiligten haben einander keine Kosten des
Verfahrens zu erstattenü

V o n R e e h t s w'e g e n.
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Die beklagte allgemeine Ortskrankenkasse (AOK) hatte dem
Kläger nach der Entbindung seiner Ehefrau am 18° November

1952‘Familienhilfe zu gewähren; sie zahlte seiner Ehefrau

insbesondere für die von ihr nachgewiesene Stillzeit vom
18° Nbvember 1952 bis 100 Februar 1953 ein tägliches Still-

geld in Höhevon9925DM(=21‚25DM)QMit einemAntrag an
das Versicherungsamt begehrte die Ehefrau des Versicherten

jedoch ein Stillgeld in Höhe von 0,50 DM tägliche Die Be—

klagte lehnte diese Forderung mit der Begründung ab„ der

Erlaß desfrüheren Reichsarbeitsministers(RAM)vom16„ Juli‘
3943 (AN 1943, 342), auf den das Verlangen aufferhöhtes

Stillgeld gestützt werde, habe keine Gültigkeit mehro Das

Versicherungsamt entschied im Sinne der Beklagteng

Die Von der Ehefrau des Versicherten hiergegenieingelegte

“Berufung" ging mit dem Inkrafttreten des Sozi lgerichts-

gesetzes (SGG) als Klage auf das Sozialgericht (SG) übero
Sie machte geltend9 der von ihr angeführte, auf @ 179 Abs„3

Satz 2 der Reichsversicherungsordnung (EVO) beiuhende Er—
laß des früheren RAM vom 16° Juli 1943 sei wieder voll in

Kraft, nachdem die seiner Anwendung zunächst entgegenstehen—

.de Sozialversicherungsdirektive (5VD) Nr„ 4 vom 140 Oktober
1945 Ziffu 3b durch die SVD Nr„ 30 Ziff„ II mit Wirkung vom

1„ September 1950 außer Kraft gesetzt sei; die_gleiche An—

sicht vertrete der RAM in seinem Erlaß vom 6° November 1952

— IV a 77565/52 —€veröffentlicht in Rink's Gesetzestexte
1952)° Die Beklagte wandte hiergegen ein9 der Erlaß vom 16„

Juli 1945 sei mit der Außerkraftsetzung der bVD Nr„ 4 durch

die SVD Nro 30 nicht automatisch wieder rechtsgültig ge—

werden° Das SG gab der Klage statto Die SVD Nr„ 30 habe alle

bis dahin für die Gewährung von Mehrleistungen nach den
@@205 und 179 EVO verfügten Einschränkungen aufgehoben„

Danach gelte auch der Erlaß vom 16° Juli 1943 wieder„ Dieser

Erlaß sei auch durch 3 1 Abso 4 und u 18 AbscärsSelbstver—»
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waltungsgesetzes (GSV) nicht aufgehoben worden„ Das GSv habe

als Organisationsgesetz nicht alle Verbesserungen der Kassen—

- leistungen; die seit dem 1„ Januar 1933 eingeführt worden
seien? abbauen wollen„

Die Beklagte machte mit der von ihr gegen das Urteil des SG

eingelegten Berufung geltend, der Erlaß des RAM sei jeden—
falls durch da GSV aufgehoben werden? da dieses Gesetz den'

Organen der Selbstverwaltung das Recht zurückgegeben habe‚
die Höhe ihrer Leistungen in dem am 31° Dezember 1932 gülti—

gen.Umfange wieder selbst zu bestimmen„

Das Landessozialgericht (LSG) hat die vom SG zugelassene Be—

rufung — unter Zulassung der Revision — zurückgewiesen: Die

Ehefrau des Versicherten.sei aktiv legitimiert gewesen? den

Klaganspruch selbst geltend zu machen9 da ihr Ehemann damit

einverstanden gewesen sei und ihr die Stillgeldleistungen

auch wirtschaftlich zukor■men‚sollten° Für die Beurteilung

der Rechtslage sei vom Erlaß des früheren RAM vom 16„ Juli

_19#5 auszugehen° Die Frage? ob die Ermächtigung des 9 179

ibs„ 3 Satz/2 avo nach Arte 129 Abs„ 3 des Grundgesetzes
(GG) erloschen sei, könne dahinsteheng da sie Jedenfalls
im Jahre 1943 gegblten habe und ein späteres hußerkrafttre—

ten die Gültigkeit einer auf Grund dieser Ermächtigung er—

lassenen Vorschrift nicht berühre° Der Erlaß des frühereng
_RAJ stelle eine Rechtsverbrdnung dar‚ die sich mit der Er—

höhung des Stillgeldes auf 0950 DMfür längstens 26 Wochen
im Rahmen der gesetzlichen Ermächtigung gehalten habe° Für

die Rechtsverbindlichkeit des Erlasses des früheren RAM
im Sinne einer Rechtsverordnung genüge die von den Beteilig—

ten als verbindlich betrachtete Veröffentlichung im Amts—

blatt des RAM9 den Amtlichen Nachrichten für Reichsversiche—

rung9 die in den Kriegsjahren allgemein üblich gewesen sei„

Der Erlaß vom 16° Juli 943 habe Fragen der Stillgeldgewährung

von untergeordneter Bedeutung durch Rechtssetzung geregelt„

Die SVD Nr° 4 vom 140 Oktober 1945 habe die Anwendbarkeit
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des Erlasses vorübergehend durch die Bestimmung außer Kraft

gesetzt, daß ”alle Mehrleistungen nach % 179 EVO nicht mehr
weitergewährt werden"„ Die Spätere Beseitigung der BVD Hr„
4 durch Abs„ 1 Ziff„ II der SVD Nr„ 30 habe bewirkt7 daß

die Erlaßregelung vom 16° Juli 1943 automatisch wieder

rechtsgültig geworden sei° Der Erlaß vom 16„ Juli 1945 sei

durch die SVD Nr° 4 nicht aufgehoben? sondern nur in seiner

Anwendbarkeit suspendiert gewesen° Infolgedessen habe es

nach der Aufhebung der BVB Nr„ 4 nichtnoch einer entsprechen4

den gesetzlichen Regelung bedurfto Der bei Inkrafttreten

des GG am 23„ Mai 1949 nur susPendiert gewesene Erlaß vom
160 Juli 1943 sei — weil zu jener Zeit nur in seiner Anwende

barkeit gehemmt — auch Bundesrecht nach Art‚ 123 Abs„ 1 GG

geworden„ Zwar bestimme ; 1 Abs; 4 des va„ daß für die Eh—

renämter in der Sozialversicherung und für die Organe der
Versicherungsträger die Reichsvérsicherung8gesetze in der

Fassung vom 31° Dezember1932 gelten und daß das gleiche auf

dem Gebiete der Krankenversicherung für die Festsetzung der

Beiträge und Leistungen gelteo Daraus könne aber nicht ge—
folgert werden, daß sich die Höhe des Stillgeldes nun wieder

ausschließlich nach @205a EVO richte; denn das hätte eine
Änderung der materiellen Rechtsnonnndes Leistungsreehts

bedeutet; eine solche sei dem va als OrganisationSgesetz

aber fern gelegen„ Das GSV habe den Versicherungsträgern

nur ihre in der nationalsozialistischen here eingeschränkte

Selbstverantwortlichkeit und Handlungsfreiheit — ihre Sat=‘

zungsautonomie — zurückgeben wollen„ Der Erlaß des früheren

BAK vom 160 Juli 1943 stelle danach heute geltendes Rebht

dar„ die darin bestimmten Mehrleistungen seien gesetzliche

hehrleistungen‚ zu deren Gewährung die Krankenkassen ver-

pflichtet seien°

Die beklagte Krankenkasse hat gegen das Urteil des LSG

form— und fristgerecht Revision eingelegt und diese begrün—

det° die beantragt?

die Urteile des LSG vom 14„ März 1957 und des
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SG vom 15„ Juli 1954 aufzuheben und die

Klage sbzuweisengi

Der Erleß vom 16„ Juli 1943 habe keinen Anspruch der Versicher—
ten auf Zahlung eines höheren Stillgeldes und auf verlängerte

Bezugsdauer begründet„ Die Ansicht des LQGQ der Hinweis im
Erleß des früheren RAM auf die gesetzliche Ermächtigung des

9 179 Abs„ 3.Satz 2 EVOkennzeichne diese Regelung als Recht8ver—
ordnung‚ sei nicht zwingend, es handle sich vielmehr um eine

Verwaltungsvorschrift (Verweltungsverordnung); sie sei auch
nur an die Träger der Krahkenversicherung, ihre Aufsichtsbe—

hörden und die Versicheruhgsbehörden gerichtet geweseno Jeoen—

falls habe der RAM den kO■StitütiV€■äfyü Vollzug als eine An—

gelegenheit der Krankenkassen angesehen„ Eine ent5prechende
Rechtsverordnung wäre auch deshalb nicht-wirksam erlassen?

weil eine Verkündung in den "Amtlichen Nachrichten für
Reichsversicheiung” hierfür nicht ausgereicht hätten brain
dem Erlaß vom 160 Juli 1943 getroffene Regelung sei durch
die geseteliche Ermächtigung in g 179 Abso 5 datz 2 EVO nicht

gedeckt; denn $ :79 Abs„ 3 Sets 2 EVO habe den RAMnicht zur
Festsetzung neuer Mehrleistungen als zwingendes Recht er—

mächtigto ”Mehrleistung" —äeine wesentliche Leistungsform

der EVO — sei eine Leistung? die auf einer Bestimmung der
Satzung beruheo Dieser Begriff sei dem RAM vorgegeben

gewe—
sen; Der Begriff "gesetzliche hehrleistung"p den des LSG engem
wendt habe? sei ein Widerspruch in sich„ Der im Rahmeneines
besonderen Geweltverhältnisses ergangene Erleß vom 160 Juli

7943 enthalte einen Befehl an die Krankenkasse, ohne dessen
Vollzug jedoch die Leistungserweiterung nicht-wirksam gewor-

den sei„ Mit dem Zusenmenbrubh des Reichs seien die Weisunge—

befugnisse des RAM und auch die darauf gestützten Einzelwei—

sungen und Verwaltungsverordnungen erloschen„ Selbst wenn aber

der Erleß vom 16° Juli 1943 näch 1945 noch fortbestanden haben

sollte9 so sei er jedenfalls Surch % J Abso 4 GSV aufgehoben
werden°

_
6‘_
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Der Klager beantragt?

die Revision zurückzuweiseno

Auch die Beklagte zweifle nicht an der Rechtsgültigkeit der
Ermächtigungsvorschrift des 5 179 Abso_3 satz 2 EVO„ Danach

habe der RAM im Weee einer Rechtsverordnung auch Änderungen

der EVO (% 205a Abs„ 3) vornehmen können° Für den Charakter

des Erlasses als Rechtsverordnung epreohe seine abstrakte ‚
an die Allgemeinheit gerichtete Form sowie die Regelung des

Inkrafttretens und der Geltung für laufende Fälle° Gemischte

— materielles Recht und Verwaltungsanweisungen enthaltende @

Verordnungen seien damals haufig gewesen; hierbei seien oft

die Verwaltungen angegeben gewesen,'an die sich die Verwal—

tungsanweisungen richteteno Der Erlaß des RAM vom 16„ Juli
1943 führe allerdings eine Mindestmehrleistung kraft Gesetzes

ein„ Dazu sei der RAMaber befugt gewesen, weil ihn @179_Abso
3 Satz 2 BVD ausdrücklich auch dazu ermächtigt habe„ von ge—

_setzlichen Vorschriften abzuweichen; somit habe er durch

Rechtsverordnung auch eine neue “Mindest—Mehrleistung" ein—

führen können° In der in dem Erlaß vorgesehenen Erleichterung_

der satzungsrechtlichen Durchführung — ohne Beschlußfassung

des Beirats und ohne Genehmigung ? komme zum
Ausdruck? daß

die auf Grund des Erlasses erforderliche Satzungsanderung'

nicht konstitutiven, sondern nur deklaratorischen Charakter

trage° Wenn der Leiter einer Krankenkasse die Satzung darauf—_

hin nicht geändert hätte9 so wäre dies ohne Bedeutung für

den materiell—rechtlichen An5pruch auf erhöhtes Stillgeld„

Die Revision ist statthaft („ 162 Abs„ 1 Nr„ 1 see) sowie
form— und fristgemäß eingelegt„ Sie ist auch begründet°

Nach dem Rubrum des angefochtenen Urteils ist der An5pruch

auf Stillgeld aus der Familienwochenhilfe (3 205a EVO) von
der Ehefrau des Versicherten als Klägerin geltend gemacht
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wordeno Dagegen bestehen Bedenken, weil —jedenfalls nach
der ständigen nechtsprechung des Reichsversicherungsamts

(BVA) und der herrschenden Auffassung im Schrifttum — der

Anspruch auf Familienhilfe für die Ehefrau eines Versicher—

ten grundsätzlich dem versicherten Ehemannzusteht (vgl„ RVA
Gr„Entscho Nr„ 2472‚-AN 1918‚ 424, GrcEnts0h. Nr„ 2719, AE
1922„ 4379 ferner Peters‚ Handbuch der nrankenversicherungq

Teil II, So 205a Erl= 2)„ Da aber der Ehemann Wolrgang G==

sans—in dem an das LSG gerichteten Schreiben vom 7„ März

1957 ausdrücklich erklärtähat‚ daß er seine Frau bevollmäch—

tige‚ den „n8pruch auf Stillgeld in seinem Namen geltend zu

machenp und daß dies auch schon für das Verfahren
vor dem SG

gelten solle? ist die Ehe■rau des Versicherten Jedenfalls

vor dem LoG nur als Bevolhmächtigte ihres Ehemannes aufge—

treten; Kläger im vorliegenden Rechtsstreit ist daher der

Ehemann Geeé?sa Im Kepf des Urteils war daher die falsche Be—

zeichnung der klagenden Partei richtigzustelleno.

Nach @205a Abs„ ? EVO beträgt das als Familienwochenhilfe
gewährte Stillgeld 25 Pico täglich; es konnte jedoch nach

; 2o5 Abso 4 EVO (in der ver dem 10 Juli 1957 geltenden Fas—

sung) durch Satzungsbestimmung bis auf die Hälfte des Kranken—
geldes des Versicherten erhöht_werden„ Diese letztgenannte Vor—

chrift ist durch den auf Grund der Ermächtigung in s 17901
;D

" ri'so 3 Satz 2 EVO ergangenen Erlaß des RAM Vom 10„ Februar

7

für das tägliche Stillgeldéauch ein festerpr von der Höhe

LD43 (AE 33 75) dahin geändert werden, daß in der Satzung

des_£rankengeldes‘unabhängiger Betrag als Höchstbetrag fest—
gesetzt werden kann„ Ergänzend hat der RAM in dem "an die Trä—

ger der Krankenversicherunga ihre Aufsichtsbehörden und Ver—

bände sowie die Versicherungsbehörde" gerichteten Erlaß vom

16„ Juli 1943(ANs„ 342) auf Grunddes 3 179Abs„ 3 Satz 2
BVG bestimmt9 daß den Familienangchörigen der Versicherten

ein tägliches Stillgeld von 50 RPfg° “als Mehrleistung" zu
gewähren ist‚ soweit nicht die batzung einen höheren Betrag

_ 8 „
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"als Mehrleistung“ festsetzt; Satzungsänderungen; durch die

das dtillgeld auf 50 RPfg„ erhöht wird‚ sollten nach dem
genannten Erlaß in einem vereinfachten Verfahren„ nämlich-l

vom Leiter des Versicherungsträgers ohne vorherige Beschluß—

fassung des_Beirats und ohne Genehmigung der Aufsichtsbehör—

de vorgenommen werden° Ob die beklagte Krankenkasse ihre Sat—

zung im Sinne des genannten Erlasses —-wie zu vermuten ist e
vor dem Zusammenbruch 1945 geändert und ein Stillgeld von 50
RPfg° als Mehrleistung festgesetzt hat? konnte nicht mehr

festgestellt werden„ In der hier maßgebendenZeit (180 Ho—
vember 1952 bis 10° Februar 1953) war in der vom Senat bei—
ge20genen9 vom Obervérsicherungsamt (OVA) am 11° März 1949

genehmigten Satzung nur ein Stillgeld von 25 DPfg° vorgese—7

hen (@ 15 Abs° 2 Ziff° 2)‚ und die späteren Satzungsnach—

träge haben jedenfalls bis Ende Februar 1953 hierin keine
Anderung gebrachto ‘

Ist Somit der_mit der Klage geltend gemachte AnspruCh auf

ein tägliches Stillgeld von 50 Pfg° weder nach den Vorschriff

'ten der EVO (5205a Abso 3) noch nach der Satzung der Beklag—

ten begründet9 so kommt es daraufgan9 ob er —
wie die Vor—

instanzen angenommen haben « unmittelbar auf den angeführten
Erlaß des RAM vom 160 Juli 1943 gestützt werden kann„ Zu

Recht ist das LSG davon ausgegangen, daß die Anwendung die—

ses Erlasses durch Nr„ 3 Buchst„ b der SVD Nr„ 4 der briti— -
schen Militärregierung vom 14„ Oktober 1945 (Arbeitsbl° fod„
brit„ Zone 1947‚ 13), wonach — mit bestimmten Ausnahmen —
Mehrleistungen nach & 179 EVO "nicht gewährt“ werden durften9

nur vorübergehend ausgeschlossen worden ist° Nachdem mit Wir—

kung vom 10 September 1955 an diese einschränkenden Bestim—

mungen der-DVD Nr„ 4 durch_dis SVDNr„ 50 (veröffentl‚ in
EVO mit Anm„ — Verlag H° Arnold

— Stand 1° Oktober 1959„‘

Anhang SD 94/111) "gänzlich aufgehoben“ worden sind„ hat das

vor Erlaß der SVD Nro 4 geltende Recht über die Höhe des

Stillgeldes wieder volle Wirksamkeit erlangto Das folgt —

..9„
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wie das LSG zutreffend dargelegt hat — aus der FaSsung und dem >

Sinn der besatzungsrechtlichen Vorschriften, durch die hehre

leistungen lediglich vorübergehend - wegen der damaligen Fi—

nanzlage der Krankenkassen —
ausgeschlossen sein sollten„

Es*fragt sich somit9 obder Erlaß des RAM vom 16° Juli 1943

'rechtssatzmäßig das tägliche Stillgeld auf 50 RPfg„ festge—

setzt hat„ Das ist im Gegensatz zu der Meinung des LSG zu
verneihen° Zwar spricht vor allem die in demErlaß ange—
führte Ermächtigung in € 179 Abs; 3 BVG und auch seine allge-

meine Fassuhg ("
u„„ ist „„0 ein tägliches Stillgeld von

50 ReichSpfennig „oo als Mehrleistung zu gewähren ooo") dafür?

in dem Erlaß eine Rechtsverordnung zu sehen (vgl„ BSG }, 18„
22)° Es bedarf hier jedoch keiner abschließenden Stellungnah—

me zu dieser Frageo Denn denn
man in dem Erlaß vom 160 Juli

1945 eine Rechtsverordnung sieht, so wäre doch ihr Inhalt

durch die Ermächtigung des 3 179 Abso 3 EVO auf Bestimmungen

über Mehrleistungen beschränkt: @179Abs„ 5 Satz 2 are ist
durch das Gesetz über weitere Maßnahmen in der Reichsversi—

cherung aus Anlaß des Krieges vom 150 Januar 194? (BGBl I

54) in die EVO eingefügt werden; Danach konnte der RAMNähe—

res "über Mehrleistungen" bestimmen und dabei von gesetzli—
chen Vorschriften abweichen° Die Bedeutung dieser Vorschrift '
ergibt sich daraus9 daß der Gesetzgeber in dem "Maßnahmenge—

setz" vom 15° Januar 1941 die MehrleistungssPerre‚ die das

Notverordnungsrecht der Weimarer Republik für die Krankenver—

sicherung gebracht hatte? generell wieder beseitigt hatte
(Grünewäid, RABl 1941, II 72)„ Die Wiedereinführung von Mehr—
leistungen sollte nunmehr erforderlichenfalls durch normative

— alle Krankenkassen gleichermaßen bindende — Regelungen in

die vom RAM gewünschten Bahnen gelenkt, insbesondere auch allge—

meinen Beschränkungen unterworfen werden können (vglc Grüneil

wald aa0)„ Diese Entstehungsgeschichte erlaubt nicht die An—

nahme9 daß ét179 üben änsatz?2 RVG den RAM euen
ermächtigen wollte, an Stelle von Mehrleistungen gesetzliche

..10...
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Leistungen ("Regelleistungen“) einzuführen (zu den Begrif—

' fen “Mehrleistung" und "Regelleistung" vgl„ BSG 39 18); die
Ermächtigung ist vielmehr auch ihrem Wortlaut nach darauf

gerichtet, "über Mehrleistungen" Näheres zu bestimmen?
nicht aber an Stelle von Mehrleistungen Regelleistungen ein—
zuführeno Das würde es aber bedeuten, wenn die Krankenkas—

sen schon auf Grund des Erlasses vom 16„ Juli 1943 gegen—
über ihren Versicherten verpflichtet wären‚ ein stillgeld

von.50 DPfgg zu zahlen° Eine solche normative Destimmung

würde also der gesetzlichen Ermächtigung entbehreh und da—
her nichtig sein°

Aber auch wenn man annehmen wollte‚ daß die Ermächtigung

in 9 179Abs„ 3 Satz 2 EVO—im Hinblick auf die damals
herrschende weite Auslegung von ErmäChtigungen — es zuge—

lassen hätte9 daß der RAM die Höhe des Stillgeldes normativp
also mit snapruchsbegründender Wirkung gegenüber den Ver—

sicherten hätte bestimmen können, so würde doch der von dem
Kläger geltend gemachte Anspruch auf das höhere Stillgeld

deshalb nicht begründet sein? weil der_RhM in dem Erlaß vom

160 Juli 1943 jedenfalls eine solche geSetzliche Normierung
der Höhe des Stiligeldes — in Abänderung des @ 205a Abso 3

BVD — nicht vorgenommen hate In Nr° 1 Satz 1 des Erlasses

heißt es ausdrücklich? daß den Familienangehörigen ein tag—f

liches Stillgeld von 50 RPfga ”als Mehrleistung" zu gewäh-

ren ist, soweit nicht die Satzung höhere Beträge als Mehr;

leistung festsetzt° In demiblgenden Satz ist alsdann be;

stimmt‚ daß auch die Festsetzung des Stillgeldes auf (nur)

50 RPfgo durch Satzungsänderung vorzunehmen ist, für die

ein vereinfachtes Verfahren vorgeschrieben wird° War soweit

in dem Erlaß ein Stillgeld in dieser Hohe nur "alg_Mghr;l

lgigtgggi vorgesehen9 so konnte ein Anspruch drauf nur in
der Weise entstehen, daß die einzelne Krankenkasse9 wozu sie

nach dem Erlaß verpflichtet war?
einen besonderen necht8et—

zungsakt im Wege der Satzungsänderung vornahmo Der RAM hat
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durch den Erlaß nicht die überkommene Unterscheidung von gesetz—

lichen Regelleistungen und kraft Satzungsrechts der einzel—

nen Krankenkasse zu gewährenden “Mehrleistungen" beseitigt

und9 wie es das LSG ausdrüokt9 eine "gesetzliche Mehrleistung"

eingeführt, — die doch nichts anderes als eine Regelleistung

wäre und zu ihrer Geltung der Aufnahme‚in die Satzung nicht
bedürfen würde„ Die wiederholte Kennzeichnung des Stillgel—

des als Méhrleistung sowie der für ihre Einführung im Erlaß
sibst vorgesehene Weg der Satzungsänderung sprechen entschei—

dend gegen eine solche mit den Grundbegriffen des Krankenver—

sicherungsrechts nicht übéreinstimmende Auslegung des ministe—

_riellen Erlasses„ Der Erlaß hat somit nicht mit gesetzesglei—

cher Wirkung den Versicherten einen Anspruch auf Stillgeld

in Höhe von mindestens 0,50 DM eingeräumt, sondern nur eine

Verpflichtung der Krankenkassen zur Einführung einer ent—

sprechenden Mehrleistung durch Satzungsrecht ausgesprochene

Diese durch den Erlaß vom 16; Juli 1945 begründete Verpflich—

tung der Krankenkassen war aber in der hier fraglichen Zeit

(November 1952 bis Februar 1953) erloschen° Sofern man nämlich

in der Weisung an die Krankenkassen, ihren Satzungen einen be—

stimmten Inhalt zu geben9 eine verwaltungsmäßige Anordnung

sieht„ hat sie mit dem Zusammenbruch 1945 und dem damit ge—
gebenen Wegfall der Unterstellung der Krankenkassen unter

die Weisungsbefugnis des RAMihre verbindliche Kraft verlo—
ren (vgl„ auch BSG Bd 6, 197‚ 201; Bd 8, 2919 297); eine nor—
mative Regelung dieser Art wäre aber mit dem Grundgedanken

des Selbstverwaltungsgesetzes, das den Krankenkassen wieder

das Recht autonomer Rechtssetzung eingeräumt hat, nicht ver—

einbar und daher Spätestensimit dem Inkrafttreten dieses Ge-

setzés (24° Februar 1951) erloschen (vgi„ auchsee 89 291‚
294)° Die beklagte Krankenkasse war daher rechtlich nicht gee
hindert„ im Jahre 1952 das Stillgeld nach ihrer im Jahre

1949 erlassenen Satzung in Höhe Von 0,25 IM zu gewähren„
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Die Revision der Beklagten erweist sich somit ale begründet5

und die Klage mußte - unter Aufhebung der Ürteile der Vor;
instanzen — abgewiesen werden (@ 170 Abs„ 2 SGG)G

Die Kostenentscheidung beruht auf 9 193 Absätze 1 und 4 5GGÜ
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